
Ähnliches gilt für die Zeit, die zwischen der frist­
gerechten Einlegung eines Rechtsmittels und seiner 
Zurücknahme durch den Angeklagten verstreicht. Auch 
in diesen Fällen handelt es sich doch in aller Regel 
nicht um eine Maßnahme der Prozeßverschleppung. 
Darüber hinaus kann man dafür, daß auch die wäh­
rend dieser Zeit erlittene Untersuchungshaft auf die 
zu vollstreckende Freiheitsstrafe anzurechnen ist, fol­
genden Umstand heranziehen: Soweit das Rechtsmittel­
gericht gemäß § 284 StPO die eingelegte Berufung 
wegen offensichtlicher Unbegründetheit verwirft, geht 
es hinsichtlich der Anrechnung einer evtl, weiteren 
Untersuchungshaft von dem in § 219 Abs. 2 StPO auf­
gestellten Grundsatz aus, d. h. es rechnet in der Mehr­
zahl aller Fälle die weitere Untersuchungshaft an. Es 
ist nun nicht einzusehen, warum der Angeklagte, der 
hinsichtlich seiner eingelegten Berufung auf Grund 
einer gründlichen Überlegung zu dem gleichen Ergeb­
nis gelangt wie das Rechtsmittelgericht und der daher 
seine Berufung selbst zurücknimmt, schlechter gestellt 
werden soll, als wenn das Rechtsmittelgericht diese 
Entscheidung, sei es durch Verwerfungsbeschluß (§ 284 
StPO) oder durch Urteil (§ 290 Abs. 2 Buchst, a StPO), 
trifft.

Die Ursachen für diese Mängel, die sich bei der An­
wendung des Gesetzes ergeben, liegen letzten Endes 
darin, daß das Gesetz nur die Anrechnung der Unter­
suchungshaft regelt, die der Verurteilte nach den in 
§ 335 StPO genannten Zeitpunkten erleidet. Das Ge­
setz sagt nichts darüber, wie mit der Untersuchungs­
haft zu verfahren ist, die zwischen der Verkündung 
des Urteils und den in § 355 StPO genannten Zeit­
punkten des Eintritts der Rechtskraft des Urteils liegt. 
Die Praxis schließt einfach aus § 335 StPO, daß diese 
Untersuchungshaft nicht anzurechnen sei. Das ist un­
serer Auffassung nach nicht richtig. Eine solche Aus­
legung des § 335 StPO bedeutet zugleich, daß das Ver­
bot der Straferhöhung (§ 277 StPO) — wenn auch nicht 
direkt, so doch in einem weiteren Sinne — umgangen 
wird.

Da es sich hier praktisch um die Lösung einer Frage 
handelt, die das Gesetz nicht regelt, sind wir der 
Meinung, daß es richtig wäre, sie durch eine Richt­
linie des Obersten Gerichts mit folgendem Inhalt zu 
klären:

1. Aus § 335 StPO folgt die Verpflichtung der Voll­
streckungsorgane, auf die zu vollstreckende Freiheits­
strafe unverkürzt die Untersuchungshaft anzurechnen,

a) die der Angeklagte erlitten hat, seit er auf Ein­
legung eines Rechtsmittels verzichtet oder das einge­
legte Rechtsmittel zurückgenommen hat oder seitdem 
die Einlegungsfrist abgelaufen ist, ohne daß er eine 
Erklärung abgegeben hat;

b) die der Angeklagte erlitten hat, weil er sich nach 
dem Eintritt der Rechtskraft des Urteils noch in der 
Untersuchungshaftanstalt oder auf dem Transport zur 
Vollstreckungsanstalt befindet.

2. Die Untersuchungshaft, die der Angeklagte von 
der Urteilsverkündung an bis zum Ablauf der Rechts­
mittelfrist bzw. bis zu einem durch ihn erklärten Ver­
zicht verbüßt, wird von der Entscheidung, die das 
erstinstanzliche Gericht gemäß § 219 Abs. 2 StPO fällt, 
mit umfaßt.

3. Soweit der Angeklagte ein form- und fristgerecht 
eingelegtes Rechtsmittel zurücknimmt, ist das Rechts­
mittelgericht verpflichtet, durch Beschluß über die An­
rechnung bzw. Nichtanrechnung der bis zur Zurück­
nahme erlittenen Untersuchungshaft zu entscheiden.
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Soll eine Prozeßauswertung in der Presse
mit Nennung des Namens des Angeklagten 

erfolgen?
I

In einer Richterdienstbesprechung führte ein Kreis­
gerichtsdirektor aus, daß es nicht richtig sei, in der 
Presse Urteile mit voller Namensnennung des Ange­
klagten zu veröffentlichen. Dadurch lege man dem 
Angeklagten nach seiner Haftentlassung gewisse 
Schwierigkeiten bei der Arbeitssuche in den Weg. Der

Kreisgerichtsdirektor warf die Frage auf, welches Ge­
setz es uns erlaube oder uns die Möglichkeit gebe, 
auch in anderen Fällen als denen des § 242 StPO 
Urteile öffentlich bekanntzugeben.

M. E. ist es grundsätzlich falsch, eine Prozeßaus­
wertung durch Presseberichterstattung mit einer öffent­
lichen Urteilsbekanntgabe gemäß § 242 StPO gleichzu­
setzen. Die Staatsanwaltschaft nimmt ständig Prozeß­
auswertungen in der Presse mit voller Namensnennung 
vor, soweit es sich nicht um Jugendstrafsachen handelt. 
Zur Begründung möge folgendes dienen: Grundsätzlich 
sind die Gerichtsverhandlungen öffentlich; das bedeu­
tet, daß bereits der gefällte Urteilsspruch in die Öffent­
lichkeit dringt und daß die interessierten Kreise sich 
informieren können. Welches Gesetz verbietet uns, dann 
auch eine öffentliche Auswertung des Verfahrens mit 
Namensnennung in der Presse vorzunehmen? Ein 
solches Gesetz gibt es nicht. Um die Tatsache, daß 
manche Angeklagte gerade diese Veröffentlichung in 
der Presse um jeden Preis vermeiden möchten, beweist 
m. E. den hohen erzieherischen Wert solcher Presse­
auswertungen.
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II
K l i t z s c h  ist darin zuzustimmen, daß eine Prozeß­

auswertung in der Presse nicht mit einer öffentlichen 
Bekanntmachung des Urteils gemäß § 242 Abs. 2 StPO 
als prozessualer Maßnahme vergleichbar ist. In diesem 
Zusammenhang wichtig ist aber vor allem die in straf­
rechtlichen Einzelgesetzen und einzelnen Paragraphen 
des StGB vorgesehene öffentliche Bekanntmachung von 
Urteilen als materiell-rechtliche Bestimmung (zum Bei­
spiel § 18 WStVO, § 285a StGB). Dagegen fehlt sowohl 
im Strafgesetzbuch als auch in wichtigen strafrecht­
lichen Einzelgesetzen (z. B. Gesetz zum Schutze des 
Volkseigentums und anderen gesellschaftlichen Eigen­
tums, Gesetz zum Schutze des innerdeutschen Handels) 
eine generelle Bestimmung über die öffentliche Be­
kanntmachung von Urteilen als Zusatzstrafe. Im Gegen­
satz dazu kennt z. B. das Strafgesetzbuch der CSR in 
§ 54 eine derartige allgemeine Bestimmung.

Eine durch das Gericht angeordnete Veröffentlichung 
des Urteils verstärkt einmal dessen erzieherische 
Wirkung auf den Verurteilten selbst, zum anderen aber 
auch auf andere rückständige Bürger. Die erzieherische 
Funktion des Urteils wird dadurch auf einen größeren 
Personenkreis ausgedehnt. Aus diesem Grunde sieht 
der Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Straf­
gesetzbuchs eine Bestimmung vor, nach der das Gericht 
die öffentliche Bekanntmachung des Urteils in allen 
Strafsachen anordnen kann. Es wird jeweils sorgfältig 
zu prüfen sein, ob ein derartiger Ausspruch geboten 
ist und ob dadurch die erzieherische Wirkung des 
Urteils verstärkt werden kann. Die verschiedensten 
Umstände, z. B. besonders leichtfertiges Verhalten des 
Täters, Häufigkeit derartiger Straftaten, können für 
eine öffentliche Bekanntmachung, die auch auf ver­
schiedene Art, z. B. durch die Presse, in einer Haus­
versammlung usw., erfolgen kann, maßgebend sein.

Aus diesen nur angedeuteten Gesichtspunkten ergibt 
sich, daß die Auswirkungen der öffentlichen Bekannt­
machung auf den Verurteilten und die Bevölkerung 
vom Gericht sorgfältig zu prüfen sind. Damit wird 
gleichzeitig auch die Abgrenzung zur Prozeßauswertung 
in der Presse erkennbar. Im allgemeinen wird ein 
Urteil nur einem relativ kleinen Personenkreis be­
kannt. Das durch die Presse ausgewertete Urteil gelangt 
dagegen einer bedeutend größeren Anzahl von Perso­
nen, nämlich allen Lesern, zur Kenntnis. Es ist deshalb 
bedenklich, insbesondere in den örtlichen Presseorga­
nen eine Auswertung mit voller Namensnennung vor­
zunehmen, weil dadurch unerwünschte, mit dem Sinn 
und Zweck der Bestrafung nicht mehr vereinbare Re­
aktionen sowohl bei den Bürgern als auch bei dem Ver­
urteilten hervorgerufen werden können. Deshalb sollte 
die volle Namensnennung bei solchen Verfahren, die 
nur in der örtlichen Presse ausgewertet werden, unter­
bleiben. Als Maßstab für eine weitergehende Auswer­
tung sollte eine evtl, durch das Gericht angeordnete 
öffentliche Bekanntmachung des Urteils in der Presse 
dienen.
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